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Einführung

Die Feststellung, der zu Folge die moderne Organisationsgesellschaft nicht alleine aus marktlichen und staatlichen Organisationen besteht, sondern zugleich eine Vielzahl intermediärer (Nonprofit- und gemeinwohlorientierten) Vereinigungen hervorgebracht hat, kommt mittlerweile einem Gemeinplatz gleich. Ebenso geläufig ist, dass diese Vereinigungen einen wichtigen Beitrag zur gesellschaftlichen Integration leisten. Die Forschung über diesen intermediären Bereich hat allerdings noch viele Leerstellen. Ein Defizit der vorherrschenden Perspektive auf Nonprofit-Organisationen besteht darin, dass ihre zivilgesellschaftliche Verankerung losgelöst von ihren sozialen und v.a. von ihren wirtschaftlichen Leistungen betrachtet wird – was umgekehrt bedeutet, dass die Vielfalt von Zielen und Ressourcen, die diese Organisationen prägen, unterbelichtet bleibt. Diesem Defizit lässt sich mit einem – von den dominanten Ansätzen der Dritten-Sektor-Forschung abweichenden – Konzept entgegentreten, dass intermediäre Organisationen als „soziale Unternehmen“ begreift. In diesem Beitrag soll dies am Beispiel von Trägern der Beschäftigungsförderung demonstriert werden. Dabei handelt es sich um einen (auch) in Deutschland weit verbreiteten Typ nicht-gewerblicher Organisationen, deren „offizielles“ Hauptziel die Integration erwerbloser Personen in den sog. ersten Arbeitsmarkt darstellt.

· In einem ersten Abschnitt wird ein spezifisches analytisches Konzept des „sozialen Unternehmens“ vorgestellt, 

· Im zweiten Abschnitt wird das Konzept auf das oben genannte Politikfeld der Arbeitsmarktpolitik angewendet. Präsentiert werden erste Befunde eines europäischen Forschungsprojekts,

· Bezugnehmend auf aktuelle arbeitsmarktpolitische Diskussionen resümiert der Schlussteil die Argumentation und bietet einen Ausblick auf die Zukunft sozialer Unternehmen im Bereich der Beschäftigungsförderung.

1.
Das Konzept „Soziales Unternehmen"

Der Begriff des „Sozialen Unternehmens“ wird derzeit häufig benutzt, aber dabei inhaltlich zumeist unterschiedlich gefasst. So hat er beispielsweise Eingang in politische Diskurse britischer Sozialpolitiker gefunden, die – ganz dem „Zeitgeist“ folgend – unternehmerisches Handeln als Heilmittel für soziale Probleme begreifen (vgl. Leadbeater/Christie 1999; Leadbeater 1997; Taylor/Lansley 2000; HM Treasury 1999). Der Begriff als solcher bleibt dabei allerdings unbestimmt. Auch die OECD spricht von sozialen Unternehmen: Sie definiert diese Organisationen weitgehend als Agenturen der öffentlichen Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik (vgl. OECD 1999). Diese Beschränkung des Konzepts des sozialen Unternehmens auf Ziele der Schaffung von Möglichkeiten der Beschäftigungsintegration und den Politiksektor der Arbeitsmarkt- und Beschäftigungspolitik kennzeichnet auch den von Birkhölzer u.a. verwendeten Begriff des „sozialen Unternehmens“ (s. den Beitrag in diesem Band).

Ein weiterer Ansatz wurde vom EMES-Netzwerk, einer interdisziplinären Gruppe europäischer Wissenschaftler, entwickelt (vgl. Borzaga/Defourny 2001). In diesem Ansatz werden soziale Unternehmen als wirtschaftliche Organisationen ohne unmittelbare Gewinnabsichten begriffen. Auf der einen Seite sind sie unternehmerisch aktiv, weil sie kontinuierlich Produkte erstellen oder Dienstleistungen verkaufen und in einem bestimmten Umfang dafür Erlöse erzielen. Auf der anderen Seite orientieren sie ihre Investitionsentscheidungen jedoch an sozialen Zielen. Der Idealtyp des „sozialen Unternehmens“ ist durch zivilgesellschaftliche Akteure gegründet worden, bei denen dann auch die Geschäftsführung liegt. Diese Akteure legen eben​falls fest, wie mögliche Gewinne im Unternehmen verwendet werden. Idealiter sind zudem Formen der betrieblichen und unternehmerischen Mitbestimmung ausgebildet. Kurzum: Der Begriff „Soziales Unternehmen“ umfasst Organisationen, die „reale“ ökonomische Aktivitäten (also nicht alleine karitative, kulturelle oder andere Aktivitäten) mit dezidierten sozialen Zielen verknüpfen. 

Aufgrund seines nicht analytischen, sondern klassifikatorischen Charakters gleicht ein solcher Definitionszugang dem des sog. Johns-Hopkins-Projektes zur Charakterisierung von Nonprofit-Organisationen. Das Projekt versuchte ebenfalls, einen gesellschaftlichen („Dritten“) Sektor jenseits von Staat und Markt zu definieren (vgl. Anheier u.a. 1998). Allerdings unterscheiden sich die dort benutzten Klassifikationskriterien von denen der EMES-Gruppe: Während letztere in der Tradition der  „social economy“, also etwa von Genossenschaften, verwurzelt ist und sich an der neueren „Reformökonomie“ orientiert, folgt das Johns-Hopkins-Projekt der US-amerikanischen Tradition der Trennung von Wirtschaft und Zivilgesellschaft; es klammert diese europäische Tradition der Suche nach anderen sozial angeleiteten Wirtschaftsformen aus. 

Im Rahmen der Arbeit der EMES – Gruppe ist nun aber auch ein analytisches Konzept zum Verständnis von Struktur und Funktionsweise sozialer Unternehmen entwickelt worden, das auf den Anfang der 1990er Jahre entwickelten Ansatz des „welfare mix" (Evers/Wintersberger 1990) und des dritten Sektors als „intermediären Bereichs (vgl. Evers 1990) zurückgeht. Der Kern dieses Ansatzes besteht in der Überlegung, das es neben Staat und Markt weitere Felder der  „Wohlfahrtsproduktion“ gibt, die nicht nur Organisationen der Zivilgesellschaft, sondern auch informelle Gruppen und soziale Gemeinschaften (wie Familie und private Haushaltsproduktion) einschließen. Die intermediäre Sphäre der Zivilgesellschaft zwischen Staat, Markt und privaten Haushalten wird gewissermaßen als umkämpfter Raum verstanden, der beständig von der Logik des Markes, verschiedener sozialen Gemeinschaften, privaten Lebensentwürfen sowie staatlichen Politiken beeinflusst wird. „Dritte-Sektor-Organisationen“ in dieser Sphäre sind also gewissermaßen Hybride (vgl. Evers u.a. 2000; Evers 2001; Evers/Rauch/Stitz 2002). Die Art, wie sie mit den verschiedenen Umweltfaktoren und Einflüssen umgehen, entscheidet darüber, inwieweit sie noch als etwas „Drittes“ verstanden werden können, ohne sich zu „kommerzialisieren“ oder zu „verstaatlichen“. Die Bindung an Zivilgesellschaft und lokale Gemeinschaften realisiert sich dabei in der Nutzung und Mobilisierung sozialen Kapitals. Die Rolle dieses Faktors (der auch im Ansatz von Birkhölzer u.a. in diesem Band betont wird) sollte u. E. als differentia specifica gegenüber anderen Organisations- und Betriebsformen angesehen werden, die oft mit einer Mischung von staatlichen und marktlichen Elementen operieren (Abb. 1). Vertrauensbildung, Vernetzung vor Ort, freiwillige Mitarbeit und andere Formen von „social capital“ und „social embeddedness“ können allerdings immer wieder verloren gehen, so dass der Druck von Verbetrieblichung bzw. der Assimilation an staatliche Vorgaben steigt.

Abb. 1: Soziale Unternehmen als hybride Organisationen im Spannungsfeld von Staat, Markt und Zivilgesellschaft (nach: Evers/Rauch/Stitz 2002)
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Bei dem laufenden EU Forschungsprojekt der EMES-Gruppe wird das Konzept auf Beschäftigungsgesellschaften angewendet, um systematisch sämtliche Seiten der Beziehungen, die sich zwischen den intermediären Organisationen und den anderen Sektoren und Akteuren ausbilden, zu betrachten. Können Beschäftigungsgesellschaften eigene Ziele, Konzepte und Praktiken in die Politik einbringen, wenn sie eigene Ressourcen mobilisieren? Und was passiert, wenn eine Bezugsgröße – z.B. die (zentral)staatliche Politik mit ihren Mitteln und Vorgaben übermächtig wird? Die Entwicklungen in diesen „Operationsumwelten“ und deren Rückwirkung auf die Umweltbeziehungen der Organisationen ist ebenfalls Teil unserer Untersuchung. Wesentlich erscheint, systematisch die Entwicklungen in den verschiedenen „Operationsumwelten“ sowie deren Rückwirkung auf die Beziehungen zwischen Organisationen und Umwelt zu berücksichtigen. Damit wird der Tatsache Rechnung getragen, dass soziale Unternehmen simultan mit verschiedenen Umwelten bzw. gesellschaftlichen „Subsystemen“ im Austausch stehen, die durch jeweils spezifische Reproduktionslogiken geprägt sind (vgl. Bode/Brose 2001).

Für die Untersuchung von sozialen Unternehmen ergeben sich aus all dem drei Aufmerksamkeitsschwerpunkte (vgl. Evers 2001):

· „Multiple resources“: In Bezug auf Ziele und wirtschaftliche Tätigkeiten beziehen die sozialen Unternehmen ihre relative Autonomie gerade daraus, dass sie von mehreren Partnern und Sphären zugleich Unterstützung bekommen aber auch abhängig sind; den Vorgaben und Bindungswirkungen staatlicher Programme z.B. können sie sich in dem Maße widersetzen, wie sie einerseits eigenständig an Märkten Erlöse erzielen und andererseits  - nach Maßgabe der Vernetzung mit (lokalen) zivilgesellschaftlichen Akteuren – auch im Feld von Öffentlichkeit und Politik Rückhalt für Positionen gewinnen, die nicht a priori mit (zentral)staatlichen Vorgaben harmonieren; die Frage ist, inwieweit staatliche Politik und neue kooperative Steuerungsformen, die auf Verhandlung und Kontraktbindung setzen, in der Lage sind, eine derartige relative Autonomie zu respektieren.

· „Multiple goals“: Soziale Unternehmen verfolgen nicht nur – wie aus der Literatur über not for profit Organisationen bekannt ist - mehrere Ziele und Aufgabenstellungen im wirtschaftlichen, sozialen und politischen Bereich (Erbringung materieller Dienste, integrative Aufgaben, Fürsprache und Interessenvertretung); sie müssen auch konstant abwägen welche Ziele ihnen wie wichtig sind, dafür sorgen, dass sie miteinander kompatibel bleiben bzw. einander unterstützen und ergänzen. Insoweit soziale Unternehmen nicht allein den Zwängen von Markt und Wettbewerb verpflichtet sind, sind sie mit der Chance und Schwierigkeit konfrontiert, für das eigene „Unternehmen“ ein stimmiges Bündel an verschiedenen Zielvorgaben zu entwickeln, das nicht durch das Oberziel der Gewinnerwirtschaftung bestimmt und hierarchisiert wird.

· „Multiple benefits“: es gibt auch eine multidimensionale Wirksamkeit sozialer Unternehmen, die nicht nur anhand einfacher, quantitativer und häufig extern zugeschriebener Erfolgsfaktoren zu bewerten ist. Gemeinwohlbezogene soziale Wirkungen im sozialen, gesellschaftlichen oder wirtschaftlichen Umfeld der Organisationen können ebenso relevant sein. Außerdem entsteht mit solchen Akteuren eine – zumeist advokatorische - Artikulationsplattform, die es ermöglicht, jenseits einseitig zugeschriebener Aufgaben lokal angemessenere Strategien zu entwickeln, Kooperationsnetzwerke und Kompromissbereitschaften auszubilden und beim politischen Meinungsbildungsprozeß mitzuwirken. 

2.
Soziale Unternehmen und Arbeitsmarktintegration in Deutschland. Was sind Beschäftigungsgesellschaften?

Im Folgenden soll es darum gehen, die Möglichkeiten von Beschäftigungsgesellschaften mit Hilfe des skizzierten Ansatzes zu veranschaulichen. Beschäftigungsgesellschaften sind, soweit sie als Soziale Unternehmen verstanden werden, durch (a) staatliche Vorgaben aus dem Politikfeld der Arbeitsmarkt- und Beschäftigungspolitik, (b) den Zwang, sich an spezifischen Märkten zu behaupten und (c) eine enge Bildung an lokale Kontexte und zivilgesellschaftliche Bindungen und Netzwerke gekennzeichnet. Die Untersuchung will transparent machen, ob und inwieweit es Beschäftigungsgesellschaften als soziales Unternehmen gelingt, 

· in einer Situation der Konkurrenz von verschiedenen Zielen einen eigenständigen praktischen und konzeptionellen Beitrag zum Umgang mit Problemen sozialer Integration zu erbringen und

· trotz erschwerter Operationsbedingungen (z.B. durch Umweltentwicklungen im Sinne eines restriktiver werdenden finanziellen Spielraums) Handlungserfolge zu erzielen. 

2.1
Arbeitsmarkt und Beschäftigungsförderung

Organisationen des intermediären Bereiches sind in modernen Gesellschaften häufig dort entstanden, wo bestimmte soziale Entwicklungen oder Phänomene als gesellschaftliches Problem definiert bzw. erkannt wurden, für die etablierte Institutionen bzw. Organisationen keine oder nur unzureichende Lösungen anboten. Dies ist auch der Hintergrund jener Träger, die sich im Operationsfeld der aktiven Arbeitsmarktpolitik herausgebildet haben. Arbeitslosigkeit ist bereits seit mehreren Jahrzehnten ein bedeutendes gesellschaftliches Problem: Über 11% der erwerbsfähigen Bevölkerung sind derzeit im gesamten Bundesgebiet ohne Beschäftigung; in Ostdeutschland liegt die Quote bei über 19%. Der hohe Bestand der Arbeitslosigkeit wird dabei nur zum Teil durch konjunkturelle oder saisonale Gründe oder durch den Wechsel von Arbeitsplätzen verursacht – die gegenwärtige Arbeitslosigkeit ist vor allem strukturell bedingt.
 Über 30% der Arbeitslosen, das sind etwa 1,5 Mio., sind länger seit einem Jahr arbeitslos. Besonders betroffen sind städtische Ballungsgebiete und strukturschwache Regionen (vgl. Schulz/Schmid 2000). Die Ursachen dafür sind vielfältig, aber das Hauptproblem wird mit Blick auf die besonderen Merkmale dieser Personengruppe leicht erkennbar. Über ein Drittel der Langzeitarbeitslosen besitzen keine Berufsausbildung. Ein vergleichbar hoher Prozentsatz ist gesundheitlich eingeschränkt oder hat das 55. Lebensjahr überschritten (vgl. Gaß u.a. 1997). Hinzu kommen psychosomatische Erkrankungen, Alkohol- oder Drogenabhängigkeit und Schulden (vgl. Kieselbach u.a. 1998). Vielen der Langzeitarbeitslosen wäre es damit auch bei ausreichendem Beschäftigungsangebot auf dem ersten Arbeitsmarkt nicht ohne weiteres möglich, den – zunehmend höheren – Anforderungen an eine normale Berufstätigkeit gerecht zu werden.

Bislang, aber vor allem in den neunziger Jahren, zählten die Förderung von Beschäftigungs- und Qualifizierungsmaßnahmen zu den politisch wichtigsten Instrumenten zur Bekämpfung der (Langzeit-) Arbeitslosigkeit. 
 Seit dem Ende der neunziger Jahre wird aber der Zugang zu diesen Maßnahmen, die gerade für Personengruppen mit besonderen Vermittlungshemmnissen geeignet schienen, für Langzeitarbeitslose erschwert (vgl. Lenninger/Schulz 2003). Dies zeigt sich nicht zuletzt in der massiven Reduzierung der Teilnehmerzahlen an Maßnahmen der öffentlich geförderten Beschäftigung und Weiterbildung (vgl. Tab.1). Ausgebaut wird hingegen die Förderung der Vermittlung in den ersten Arbeitsmarkt. Gegenwärtig scheint sich ein neuer Mainstream heraus zu kristallisieren, der auch in den beschäftigungspolitischen Leitlinien der EU-Kommission zum Ausdruck kommt.
 Unter dem Stichwort der Verbesserung der „Employability“ wird die „Aktivierung der Arbeitslosen“ vorgeschlagen (vgl. Gazier 1998). Es geht um einen möglichst bruchlosen Übergang von Arbeitslosigkeit in Neubeschäftigung, durch einen Mix von „Fördern und Fordern“.

Tab.1: Teilnehmer an Maßnahmen (in 1.000)

	Instrumente
	Westdeutschland
	Ostdeutschland

	
	Sep 98
	Sep 01
	WR 98 - 01
	Sep 98
	Sep 01
	WR 98 - 01

	Vermittlungen
	240
	237
	-1,3
	101
	77
	-23,8

	Qualifikation
	45
	25
	-44,4
	33
	19
	-42,4

	Beschäftigungsmaßnahmen (ABM, SAM) 
	80
	58
	-27,5
	417
	175
	-58,0

	Lohnkostensubventionen
	17
	23
	35,3
	4
	13
	225,0


WR = Wachstumsrate

Quelle: Bundesanstalt für Arbeit

Vor dem Hintergrund eines hohen Bedarfs an sozial- und arbeitsmarktpolitischen Leistungen für schwer vermittelbare Personengruppen und angesichts der begrenzten Wirkung staatlicher Fördermaßnahmen sind die Kommunen zunehmend mit finanziellen und sozialen Folgelasten konfrontiert worden. Sie entwickelten deshalb eigene Aktivitäten zur Reduzierung der Langzeitarbeitslosigkeit – schon seit den 1980er Jahren führen sie eigene Beschäftigungsmaßnahmen für arbeitslose Sozialhilfeempfänger durch. Gleichzeitig entstanden Projekte bei Wohlfahrtsverbänden (vgl. u.a. Schmid/Schulz 2000) und anderen freien Trägern. Die Projekte wurden zunehmend professionalisiert und auf Dauer gestellt: In diesem Kontext bildeten sich nun Organisationsformen heraus, die typische Eigenschaften eines „sozialen Unternehmens“ aufweisen.

2.2
Formen von Beschäftigungsgesellschaften in Deutschland

Allerdings ist aufgrund ihrer mehrfachen Bestimmtheit auch der Formenreichtum der Sozialen Unternehmen sehr groß. Diese institutionelle Vielfalt muss berücksichtigt werden.
 Was die Ressourcen angeht, so spielen bei einigen Organisationen die Mittel der öffentlichen Arbeitsmarktförderung und der Sozialhilfe die größte fiskalische Rolle, andere wiederum sind stolz darauf, relativ unabhängig von der staatlichen Arbeitsmarktförderung zu sein, da sie sich durch Verkaufserlöse, Stiftungen, Verbandsmittel oder Sponsoren refinanzieren können. In Hinblick auf die Ziele steht bei vielen die Arbeitsmarktintegration oben an, während andere herausstellen, dass mittelfristig nur die Schaffung hochwertiger Produkte und Dienstleistungen ein Überleben sichern kann. Dementsprechend variieren auch die beobachtbaren Wirkungen für soziales Umfeld, Gemeinde und Region jenseits quantifizierbarer Vermittlungserfolge. 

In unserem Forschungsprojekt haben wir uns für eine Typisierung entschieden, die sich am institutionellen Kontext orientiert. Wir gehen davon aus, dass Mitgliedschaften in größeren Verbänden, die Eigentumsverhältnisse (freie oder kommunale Trägerschaft) aber auch die Verbundenheit mit dem lokalen zivilgesellschaftlichen Kontext einen prägenden Einfluss ausüben. Wir unterscheiden daher vier Typen von Beschäftigungsgesellschaften (vgl. näheres bei Bode/Evers/Schulz 2002; Schulz 2003):

· Soziale Betriebe existieren in mehreren Bundesländern auf der Basis landespolitischer Förderprogramme zur Existenzgründung. Ziel ist es durch die Initiierung und Förderung in der Gründungsphase kleiner und mittlerer Betriebe, für Langzeitarbeitslose einen Arbeitsplatz direkt auf dem ersten Arbeitsmarkt zu schaffen. Sie erreichen aber nur eine geringe quantitative Bedeutung.

· Wohlfahrtsverbände engagieren sich seit den 1980er Jahren durch eigene arbeitsmarktpolitische Projekte. In dieser Zeit entstand eine Vielzahl kleiner bis hin zu relativ großen, kommunalpolitisch wichtigen Beschäftigungsträgern. Sie konzentrieren sich dabei aber auf besonders benachteiligte Personengruppen mit multiplen Problemen.

· Kommunale Beschäftigungsgesellschaften nahmen ebenfalls in den 1980er Jahren mit dem Anstieg erwerbsloser Sozialhilfeempfänger an Größe und Bedeutung zu. Sie engagieren sich v.a. in der lokalen Ökonomie und konzentrieren sich auf lokal vorherrschende Problemgruppen unter den arbeitslosen Sozialhilfeempfängern.

· Initiativen, die sich der Vereinsform bedienen, sind oft die anschaulichsten Beispiele dafür, wie arbeitsmarktpolitische Beschäftigungsinstrumente mit anderen kulturellen, sozialen und gesellschaftlichen Initiativen verknüpft werden können. Dies ist etwa dann der Fall, wenn Theatergruppen oder ökologische Initiativen Langzeitarbeitslose einbinden und ihnen damit nicht nur bestimmte Kompetenzen wieder näher bringen, sondern sie auch (wieder) in die stadtteilbezogene oder lokale Gemeinschaft einbinden.

2.3
Multiple Ressourcen, Ziele und Wirkungen – Beschäftigungsgesellschaften als Soziale Unternehmen 

Die Analyse der Arbeit und Funktionsweise von Beschäftigungsgesellschaften fokussiert, wie oben erläutert, einerseits die spezifischen Potentiale, die sich aus dem hybriden Status der Beschäftigungsgesellschaften ergeben. Daneben steht andererseits die Frage, inwieweit sie durch den institutionellen (politischen) und zivilgesellschaftlichen Kontext überhaupt Anerkennung finden. Zunächst geht es darum zu zeigen, inwieweit von einer Mehrdimensionalität und Mehrfachbestimmtheit dieser Organisationen die Rede sein kann: 

a.) Was die Ressourcen angeht, so gilt unsere besondere Aufmerksamkeit neben der Erfassung der Balance von staatlichen Programmmitteln und Erlösen aus eigener wirtschaftlicher Tätigkeit der differenzierten Erfassung des dritten Faktors im Ressourcenbündel - d.h. sozialen Kapitals in seinen verschiedenen Formen. Wesentlich erscheint dabei zunächst der Umstand, dass – anders als vielfach unterstellt –Beschäftigungsgesellschaften durchaus eigenständig wirtschaftliche Operationen planen und vollziehen. Sie sind insofern nicht einfach nur ausführende Organe der Sozial- und Arbeitsmarktverwaltung. Ferner lässt sich an vielen Gesellschaften nachzeichnen, dass sie von verschiedenen Elementen sozialen Kapitals zehren. Zu nennen sind hier u.a. Ressourcen, die sich ergeben aus

· der Vernetzung mit Partnern im wirtschaftlichen Bereich, der Vereins- und Verbändelandschaft aber auch (partei)politischen Akteuren;

· der Tatsache, dass die Gründung und Verwaltung vieler Beschäftigungsgesellschaften das Ergebnis eines Solidaritätsaktes verschiedener „stakeholder“ ist, wobei neben den üblichen Beteiligten wie Kommunen, Kirchen oder Gewerkschaften etwa auch Berufsverbände, Kammern, Schulen oder andere soziale Einrichtungen eine Rolle spielen können;

· dem Umstand, dass in solche Organisationen auch jene zivilgesellschaftlichen Ressourcen einfließen, an die man üblicherweise unter dem Stichwort bürgerschaftliche Unterstützung zuerst denkt: Spenden und materielle Unterstützung in Form der Überlassung von Räumen und Ausstattung sowie freiwilliges Engagement.

Dabei ist die Mobilisierung sozialen Kapitals nicht allein eine Frage der Nutzung von Ressourcen, sondern auch des Beitrags durch die sozialen Unternehmen selbst als Koproduzenten im Rahmen eines „give and take“. 

Dies zeigt sich am deutlichsten in der Verknüpfung der wirtschaftlichen Aktivitäten der Beschäftigungsgesellschaften mit der lokalen Ökonomie. Für die Festlegung des Operationsspektrums solcher Unternehmen waren und sind regionale Bedarfe ausschlaggebend. Das betrifft auch lokale Gemeinschaftsaufgaben: So bieten die Unternehmen z.B. spezifische soziale Dienstleistungen an oder engagieren sich in der lokalen politischen Willensbildung sowie in sozialpolitischen Projekten verschiedenster Art (z.B. das Bund-Länder-Programm Soziale Stadt, Runde Tische etc.). Dabei unterstützen sie lokale Vereinsstrukturen oder entwickeln Partnerschaften mit bürgerschaftlichen, fachlichen oder politischen Vereinigungen.
 Es gibt somit einige Hinweise darauf, dass Beschäftigungsgesellschaften Umschlagsstellen für das sind, was gegenwärtig mit dem Begriff des „soziales Kapitals“ belegt wird.

b.) Wie verhält es sich nun in Hinblick die Ziele dieser Unternehmen? Gleich auf den ersten Blick hervorstechend ist bei den meisten Beschäftigungsgesellschaften die Kombination sozialwirtschaftlicher und arbeitsmarktpolitischer Ziele.
 Es geht um zeitlich befristete Trainingsangebote, aber auch um die Schaffung von Arbeitsplätzen und Beschäftigungsmöglichkeiten für am Arbeitsmarkt benachteiligte Personengruppen. Neben den gerade erwähnten beschäftigungsbezogenen Zielen verfolgen die Organisationen häufig weitere Ziele (zur Empirie derartiger Ansätze in einer früheren Phase vgl. Evers u.a. 2000), wie u.a.:

· Bekämpfung „Neuer Armut“
; 

· Unterstützung bestimmter sozialer und kultureller Einrichtungen durch ergänzende Dienstleistungen;

· Förderung der infrastrukturellen und wirtschaftlichen Entwicklung der Region;

· Förderung umweltbezogener Ziele;

· Interessenvertretung der Klienten bei lokalen und überregionalen Akteuren u.a. durch die Mitwirkung in politischen Netzwerken bis hin zur Auseinandersetzung mit und Suche nach Einflussmöglichkeiten auf nationale Gesetzgebung; 

· Einflussnahme auf und Kontakt mit lokalen Sozial- und Arbeitsämtern zur Förderung spezifischer Zielgruppen.

Das Aufgabenspektrum von Beschäftigungsgesellschaften erschöpft sich also nicht darin, arbeitsmarktpolitische Programme zu implementieren oder in einem bestimmten Aktionsfeld am Markt zu expandieren. Es geht vielmehr darum, verschiedene allgemeinwohlbezogene wirtschaftliche und soziale Ziele zu verknüpfen und darüber hinaus auch eine aktive gesellschaftspolitische Rolle wahrzunehmen. Das kann sie als Partner staatlicher Verwaltung und Politik einerseits unbequem machen, andererseits aber möglicherweise auch besonders interessant, wenn sie eigene Perspektiven, Vorschläge, Erfahrungen und Innovationskonzepte einbringen.

c.) Je vielfältiger die Ziele und eine reale Arbeit daran, desto mehr sind Wirkungen jenseits von arbeitsmarktpolitischen Eingliederungserfolgen auch mehr als nicht intendierte oder nicht explizit angestrebte Neben-Wirkungen. Die Angebote befriedigen oft eine Nachfrage nach (neuartigen) Dienstleistungen, die angesichts zu geringer oder gar fehlender Gewinnaussichten nicht von gewerblichen Unternehmen angeboten werden. Dies betrifft häufig Bereiche, die mit einfachen Tätigkeiten verbunden sind, sehr zeit- und kostenintensiv sind oder nur einen sehr begrenzten Absatzmarkt ansprechen.
 Durch die Teilnahme an Pilotprojekten oder städtebaulichen Programmen wie der „Sozialen Stadt“, durch Mitgliedschaften in Verbänden und regionalen bzw. nationalen Netzwerken sowie durch deren politische Lobbyarbeit mit Hilfe von Stellungnahmen zu arbeitsmarktpolitischen Entwicklungen und politischen Öffentlichkeitsarbeit können viele Beschäftigungsgesellschaften auch als „organisierte Interessen“ (Alemann 1989) verstanden werden. Sie bereichern dann die Organisationslandschaft der lokalen Zivilgesellschaft und bringen andere, sonst nicht hörbare, Stimmen in das Konzert der öffentlichen Auseinandersetzung ein.

Alles in allem: Der spezifische hybride Status der Beschäftigungsförderungsbetriebe – als einer Form sozialer Unternehmen – scheint uns ein bislang zu wenig beachtetes Phänomen zu sein. Es geht hier um mehr als die beschäftigungspolitische Bedeutung des dritten Sektors oder des Vereins- und Verbändewesens (vgl. etwa Zimmer u.a. 1999), aber auch um mehr als die Tatsache, dass Dritte-Sektor-Organisationen in der Regel wirtschaftliche Aufgaben, soziale Integrationseffekte und Formen der politischen Interessenvertretung verbinden (vgl. Zimmer in diesem Band). Interessant ist dabei auch die sich daran anschließende Frage, unter welchen (Umwelt-) Bedingungen sich solchermaßen hybride konstruierte Organisationen entwickeln und wie sich ihr Integrationspotential im sozialen und institutionellen Wandel verändert. Hier ergibt sich u.E. beträchtlicher Forschungsbedarf.

3.
„Integrationsarbeit“ in einem sich rasch wandelnden Kontext: Wie geht es weiter?

Wie die vorhergehenden Ausführungen gezeigt haben, operieren soziale Unternehmen im Bereich der Beschäftigungsförderung in einer mehrdimensionalen Zielkonfiguration, unter Rückgriff auf verschiedenartige Ressourcen und mit ebenso pluralen Wirkungen. Sie sind – zumindest potenziell – aufgrund ihrer spezifischen Umweltverankerung und in ihrer Eigenschaft als „Umschlagplatz“ für soziales Kapital in der Lage, in mehrfacher Weise zur gesellschaftlichen Integration beizutragen. Gewiss: Die im Rahmen der Beschäftigungsförderung entfalteten Aktivitäten galten schon immer und gelten heute mehr denn je als Weg zum Ziel der Arbeitsmarktintegration. Dennoch handelt es sich bei ihnen in doppelter Hinsicht um einen „dritten“ Weg der Beschäftigungsförderung: Einerseits verknüpfen die Träger in der Regel eine problemgruppensensible soziale Förderung mit Qualifikation, Beschäftigung und Vermittlung.
 Sie bieten also mehr an als ein staatliches Beschäftigungsprogramm oder Arbeitsplätze am „Spotmarkt“ für Niedrigqualifikationen. Schon insofern handelt es sich um „Integrationsarbeit“ jenseits von Staat und Markt. Andererseits aber leisten viele soziale Unternehmen auch einen Beitrag zur sozialen Infrastruktur ihrer Region: durch ihre Produkte und Dienstleistungen, aber auch durch die oben umrissenen „kommunikativen“ Leistungen.

Inwieweit sich solche Potentiale tatsächlich realisieren können, hängt nun aber nicht nur von ihren eigenen Leistungen ab, sondern auch vom institutionellen und diskursiven Umfeld, in dem sich die Unternehmen bewegen müssen. Was gerade als Integrationspotenzial herausgestellt wurde, kann von administrativen, fachlichen und politischen Akteuren  entweder gar nicht bemerkt, geschätzt oder aber sogar kritisch als konzeptioneller Nachteil verstanden werden. Die Frage der eigenen Entwicklung von Beschäftigungsgesellschaften ist dabei aber auch eine Frage der Möglichkeiten, 
überhaupt als soziales Unternehmen eine eigene Legitimationsbasis ausbilden zu können. 

Eine wesentliche Frage ist, inwieweit sich Beschäftigungsgesellschaften gegenüber sich verändernden politischen Signalen und Interventionen behaupten können, wie sie damit umgehen und inwieweit lediglich Optionen zur Anpassung übrig bleiben. Betrachtet man die Interdependenz von staatlicher Politik und Organisationsentwicklung in diesem Sektor, dann werden folgende Probleme deutlich:

· Das von den Beschäftigungsgesellschaften vielfach vertretene Ziel der Kombination von „Integrationsarbeit“ und sozial nützlicher (Dienstleistungs-)Produktion hat bei staatlichen Politiken schon lange keine substantielle Bedeutung mehr; heute geht es hier allein darum, im Rahmen vorgegebener Marktverhältnisse Beschäftigungsmöglichkeiten auszuschöpfen.

· Das von den Beschäftigungsgesellschaften vielfach verfolgte Ziel, nicht allein die Integration und Employability von Arbeitslosen zu verbessern, sondern auch mit neuen Produkten und Dienstleistungen selbst dauerhaft Arbeit zu schaffen, ist ebenfalls weitgehend relativiert worden – es ressortiert heute fester denn je bei Wirtschafts- und Technologiepolitiken
.

· Das von der Politik lange Zeit verfolgte Ziel der Stärkung eines zweiten Arbeitsmarktes als eines spezifischen Schutz- und Vorbereitungsraumes, der einerseits mehr bietet als bloße finanzielle Gratifikationen, andererseits aber auch versucht, möglichst viele Brücken in das "normale" Erwerbsleben zu bauen, wird heute von der Politik skeptischer denn je betrachtet.
 In den letzten Jahren beherrscht ein bestimmtes Bild von Beschäftigungsgesellschaften die arbeitsmarktpolitische Debatte in Deutschland. Nicht zuletzt in Anbetracht der in vielen Teilen des Landes entstandenen „Mega-Beschäftigungs​gesellschaften“ reduziert man sie auf die Funktion eines arbeitsmarktpolitischen Auffangbeckens. Lässt man einmal die Frage beiseite, in welchem Umfang das tatsächlich zutrifft, so bleibt doch das Problem, das Gesellschaften, die sich überwiegend auf diese eine Aufgabe konzentriert haben, dann ihre raison d’être einzubüßen drohen, wenn die damit einhergehenden Konzepte der Schaffung von „zweiten Arbeitsmärkten“ gegenüber der Aufgabe der Vorbereitung auf und unmittelbaren Integration in den „ersten“ Arbeitsmarkt an Bedeutung verlieren.

· Schließlich bevorzugt auch die Rhetorik der Hartz-Kommission einen Typus politischer Steuerung, der gleich in mehrerer Hinsicht „zentralistische“ Züge aufweist: zum einen kommt den Verwaltungen ein Konzept scheinbar entgegen, bei dem sie „steuert“ und spezialisierte „Subunternehmer" im Umfeld mit entsprechenden Aufgaben vertraglich betreut. Während man also den aktivierenden Staat und die Mündigkeit der Zivilgesellschaft diskutiert, scheint hier in erneuerter Form ein staatszentriertes Konzept von Planung und Verwaltung gepflegt zu werden, bei dem die jeweiligen Partner lediglich die Freiheit haben, die besten Angebote für die Erledigung vorformulierter Aufgaben abzugeben.
 Die schon existierende Trägerlandschaft, die ihre Existenz vielfältigen lokalen Anstrengungen verdankt, wird nicht weiter zur Kenntnis genommen 

Vor diesem – hier nur angedeuteten – Hintergrund erklärt sich nicht nur die geringe öffentliche Aufmerksamkeit für die real doch in die Tausende gehende Zahl von lokalen Beschäftigungsgesellschaften, sondern auch deren Schwierigkeit, strategische Konzepte weiter zu entwickeln. Allerdings, bevor man vorschnell das Ende von „Mikroinnovationen“ wie den Beschäftigungsgesellschaften ausruft, gilt es zu bedenken, inwieweit nicht die offenen Fragen und Lücken der gegenwärtigen Arbeitsmarktstrategien zugleich neue Möglichkeiten für Beschäftigungsgesellschaften schaffen. Belassen wir es hier bei einem Hinweis. Zumindest eines wird von keiner Seite bestritten: Die Zahl von Menschen, die zwar arbeitsfähig und arbeitswillig sind, gleichwohl aber nicht in den Arbeitsmarkt in seiner gegenwärtigen Gestalt vermittelbar sind (auch dann, nicht wenn ihr Preis heruntersubventioniert wird), wächst. Was mit diesen Menschen und Bürgern passieren soll, beantworten Konzepte wie die der Hartz-Kommission nicht. Sie haben nicht einmal danach gefragt. Beschäftigungsgesellschaften haben sich hingegen seit jeher auf diese Gruppe bezogen und nach Antworten gesucht, die auch jenseits der gegenwärtig weitgehend blockierten Perspektive ihrer raschen Vermittlung liegen. 
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� 	Der Beitrag bezieht sich auf das von der EU-Kommission geförderte Forschungsprojekt „The Socio-economic Performance of Social Enterprises in the Field of Work-Integration“. Zu den Kernländern, die das Untersuchungskonzept entwickelt und die Erhebung vorbereiteten, zählen Belgien, Deutschland, Frankreich und Italien. An der zweiten Phase sind zusätzlich 7 weitere EU-Länder beteiligt.


� 	Die Arbeitsmarktökonomie spricht von einem regionalen oder qualifikatorischen Missmatch und meint damit, dass Arbeitslosigkeit entsteht, wenn bestimmte Arbeitskräfte an einem Ort grundsätzlich indisponibel sind. 


� 	Reformkonzepte, die eine effektivere Vermittlung zur Lösung der Arbeitsmarktprobleme fokussieren, blenden diesen Sachverhalt meist aus. Auch der Arbeitsnachfrage kommt ein hoher Stellenwert zu. Zwar ist in den letzten Jahren die Erwerbsarbeitsquote gestiegen. Anhand der Arbeitslosenquote in Ostdeutschland (Mai 2002: 17,7%) zeigt sich aber, dass es schlicht zu wenig Beschäftigungsmöglichkeiten für das bestehende Erwerbspersonenpotenzial gibt.


� 	Zur Definition und Repertoire von Arbeitsmarkt- und Beschäftigungspolitik sowie deren Entwicklung vgl. u.a. Bäcker u.a. 2000; Keller 1999; Kühl 1997; Rürup 1998.


� 	In Deutschland hat dies konkrete Initiativen zur Folge: etwa das sog. Mainzer Modell, die Einführung von „workfare“-Programmen (z.B. nach dem Vorbild des sog. Wisconsin-Modells) oder Pläne zur Zusammenlegung von Arbeitslosen- und Sozialhilfe. Solche und andere Konzepte bestimmten die Reformüberlegungen der Benchmarking-Gruppe im Bündnis für Arbeit (vgl. Fels u.a. 1999, 2000) sowie der Hartz-Kommission.


� 	Juristisch fungieren diese Träger meist als gemeinnützige Gesellschaft, Genossenschaft oder als eingetragener Verein.


� 	Vgl. zu dieser Vielfalt die Übersichten bei Walwei/Werner (1997) und Evers/Schulze-Böing (2001).


� 	Manche Beschäftigungsbetriebe sind Mitglied einer nationalen Dachorganisation, der sie organisationspolitisch unterstützt und ihnen die Möglichkeit des Austausches mit anderen Trägern eröffnet


� 	Ein guten Anhaltspunkt für diese Entwicklung bilden die Namen der sozialen Beschäftigungsbetriebe: z.B. Zentrum für Arbeit und Umwelt; Gesellschaft für Arbeitsförderung, Beschäftigung und Strukturentwicklung , Diakoniewerk für Arbeit & Kultur usw.


� 	Vgl. zum Begriff der „Neuen Armut“ Brinkmann u.a. 1991 sowie Hauser/Hübinger 1993.


� 	Es handelt es dabei nicht selten auch um Produkte, bei denen erwerbswirtschaftliche Betriebe noch keinen Gewinn erwarten (z.B. bei einigen umwelt- und technologiebezogenen Produkten).


� 	Die Bedeutung dieser aus einer engen beschäftigungspolitischen Perspektive oft übersehenen Wirkungen wird möglicherweise deutlicher, wenn man sich vorstellt, was jeweils nicht mehr passiert, wenn z.B. von den Arbeitsämtern unter Mitarbeit kommunaler Stellen implementierte Jobcenter als funktionales Surrogat für derartige Beschäftigungsgesellschaften fungieren sollten.


� 	Dieser „Kombi-Effekt“ zeigt sich auch in einzelnen Projektevaluationen. So ist die soziale Stabilisierung ein eindeutiger Begleiteffekt der Förderpraxis sozialer Unternehmen (vgl. Kieselbach u.a. 1998 oder Glaß/Voigt 2000).


� 	Hier scheint es allein darum zu gehen, inwieweit in einer Hochleistungswirtschaft wie der BRD durch die Subvention von Arbeitskosten einfache Dienstleistungsarbeiten mehr Raum bekommen können; Beschäftigungsgesellschaften können auch Adressaten entsprechender Förderpolitiken sein, aber sie sind keine bevorzugten Mittel einer solchen Politik.


� 	Alle Aufmerksamkeit, aber auch die Förderprogramme verlagern sich auf die Frage, wie die existierenden ersten Arbeitsmärkte auch für gering qualifizierte weiter geöffnet werden könnten und wie die Qualität der Vorbereitungs- und Vermittlungstätigkeiten der entsprechenden Instanzen verbessert werden kann.


� 	Es geht um eine eigenwillige Kombination aus staatlicher strategischer Festlegung und Kontrolle bei Dezentrierung von Risiko, Verantwortung und „Erfolgszwang“.





